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zu berückfichtigen, fo wie folche Nehenlinien, welche

durch locale U1nftände befiimmt vorgezeichnet find.

Die untergeordnete Theilung ift jeweils nach dem

Bedürfnifs der näheren Zukunft vorzunehmen oder

der Privatthätigkeit zu überlatfen.

3.

Die Gruppirung verfchiedenartiger Stadttheile fell

durch geeignete VVahl der Situation und fonftiger

charakteriflifcher Merkmale herbeigeführt werden,

zwangsweife nur durch fanitarifche Vorfchriften über

Gewerbe.

4.

Aufgabe der Baupolizei ift die Wahrung noth-

Wendiger Intereffen der Hausbewohner, der Nach—

barn und der Gefammtheit gegenüber dem Bauherrn.

Solche Intereffen find: Feuerficherheit, Verkehrs—

freiheit, Gefunclheit (einfchliefslich Zuverläffigkeit

der Conftruction gegen Einflurz). Dagegen find

alle äfihetifchen Vorfchriften verwerflich.

5.

Es ift für Stadterweiterungen wünfchenswerth,

dafs die Expropriation und Inpropriation von Grund-

ttückreften in angemefi'ener Weife gefetzlich er-

leichtert werde. Noch wichtiger würde der Erlafs

eines Gefetzes fein, welches die Zufammenlegung

von Grundftücken behufs Strafsendurchlegungen und

Regulirung der Bauplatzformen erleichtert.

 

6.

Der Stadtgemeinde kommt die Befugnifs zu, fiel)
für die von ihr aufgewandten Ketten neuer Strafsen
mit Zubehör Deckung von Seiten der anfiofsenden
Grundeigenthümer zu verfchaffen. Unter den be-
treffenden lich,
namentlich wenn das Verfahren der Regulirung vor—
ausgegangen ift, befonders Normalbeiträge
Meter der Frontlänge jedes Grundflücks.

finanziellen Formen empfehlen

pro

7.

Die Eigenthumsverhältniffe, welche mit Fell-
fetzung eines Stadterweiterungsplanes fich bilden,
fo wie die Verpflichtung der Anftöfser einerfeits
„und der Gemeinde anderfeits bedürfen der gefetz-
lichen Regelung. Auf Flächen, welche zu künftigen

Strafsen und Plätzen beftimmt find, darf nach ge-
fetzlicher Feitftellung des Planes nicht mehr oder

nur gegen Revers gebaut werden.

thümer gebührt wegen diefer Befchränkung keine
Entfchädigung, dagegen das Recht zu verlangen,
dafs Grundftücke in künftigen Plätzen angekauft
werden, fobald die umliegenden Strafsen hergeftellt

Dem Eigen»

find. Für Zugänglichkeit und Entwäfferung von
vereinzelten Neubauten mufs zunächft durch die
Eigenthürner geforgt werden. Doch follte die Ge-
meinde fich allgemein zur vollftändigen Herftellung
und Unterhaltung einer neuen Strafse verbindlich
machen, fobald Sicherheit befteht, dafs ein gewiffer
Theil aller angrenzenden Grundttücksfronten mit

Häufern verfehen wird.

XXII.

Thefen über Städteerweiterung, befonders in hygienifcher Beziehung.
Befehloffen vom >>Deutfchen Verein für öffentliche Gefundheitspflege« auf der

Verfammlung zu Freiburg i. Br. am 15. September 1885.

I. Plan.

3.) jede in der Entwickelung begriffene Stadt

bedarf für die äufsere Erweiterung und die innere

Verbefferung eines einheitlichen, umfaifenden Stadt»

bauplanes, in welchem auf angemeffene Strafsen-

breiten, zweckmäfsige Orientirung der Strafsen, freie

Plätze, Verkehrsmittel, Pflanzungen (Baumreihen,

Vorgärten, Squares) und öffentliche Gärten, eine

entwäfferungsfähige, hochwafferfreie oder gegen

Hochwaffer gefchützte Lage, Be und Entwätferungs-

einrichtungen, Reinhaltung der natürlichen Waffer—

läufe, angemeffene Gröfse der Baugrundttücke, Bau-

plätze für öffentliche Gebäude und fonftige Ge—

meindeanftalten Rückficht zu nehmen ift.

b) Die Fettfetzung und Offenlegung des Planes  

hat in der Regel nur für feine Hauptftrafsen und
nach Bedürfnifs für diejenigen Untertheilungen zu
erfolgen, deren Bebauung für die nächfte Zukunft

zu erwarten ift oder angeftrebt wird.

2. Ausführung.

c) Bei der Ausführung des Bebauungsplanes find
die Strafsen mit Be- und Entwäfferungsanlagen, fo

wie die Mafsregeln zur Reinhaltung der natürlichen

Wafferläufe foweit irgend

bauung auszuführen.

d) Die Verwendung faulender oder fäulnifs—

fähiger Stoffe ift bei der Anfchüttung von Strafsen
und Baugründen zu vermeiden. Früher zur Ab-
lagerung derartiger Stoffe benutzte Felder find, fo—

thunlich vor der Be-
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bald die Bebauung fie erreicht, zu reinigen, fo fern

nicht (Hefe Stoffe ihre fäulnifsfähige Eigenfcliaft be—

reits verloren haben.

€:) Eine möglichft zufammenhängende Ausdehnung

der Stadt if‘t anzuftreben.

3. Polizeiliche, fiatutarifche, gefetz—

liche Beftimmungen.

f) Durch baupolizeiliche Beftimmungen iit zu»

gleich Fürforge zu treffen, dafs den hygienifchen

Anforderungen bei allen Neu- und Umbauten ge—

nügt wird; die auf der dritten Verfammlung des

Deutfchen Vereins für öffentliche Gefundheitspflege

in München im Jahre 1875 für Neubauten zunächft

in neuen Quartieren gröfserer Städte angenommenen

Thefen find dabei zu berückfichtigen.

g) Durch flatutarifche und gefetzliche Beftim-

mungen ift den Gemeinden das Recht zu gewähren:

a.) die Genehmigung zu Bauten, welche gegen

den Bebauungsplan der Stadterweiterung ver-

ftofsen, ohne Entfchädigung zu verfagen,

{3} Geh in den Befitz der zur Durchführung des

Bebauungsplanes nöthigen Grundftücke ein.

fchliefslich der zur Bebauung ungeeigneten

Grundftücksrefte im Wege des Enteignungs-

verfahrens zu fetzen,

7) die Anbauer zur Erftattung der Koften der  

Strafsenanlagen bis zu einer gewiffen Breite

zu verpflichten,

B) in einzelnen Stadtgegenden den Betrieb be-

fonders läftiger Gewerbe zu unterfagen,

5) den Anfchlufs aller bebauten Grundfl;ücke

an die Be- und Entwäfferungsanlagen vorzu-

fchreiben,

C) ungefunde Stadtgegenden durch ausgedehnte

Enteignungsbefugniffe ohne unverhältnifs-

mäfsige Kelten umzugef’talten,

VI) in einer Strafse Vorgärten anzuordnen,

ferner entweder die gefehloffene oder die

offene Bauweife vorzufchreiben, letztere je-

doch unter Wahrung eines gewiffen Mit—

beftimmungsrechtes der Grundbefitzer.

11) Endlich ift das Recht der Eineignung nicht

bebauungsfähiger Grundftückstheile, fo wie das

Recht, behufs der Ermöglichung einer zweckmäfsigen

Bebauung die Umlegung (Zufammenlegung) von

Grundlt'u'cken im Zwangsverfahren herbeizuführen,

den Intereffenten gefetzlich zu verleihen.

4.

i) Es ift dringend zu wünfchen, dafs die

hygienifch—technifchen Fragen der Stadterweiterung

auf unferen Hochfchulen mehr als bisher behandelt

und zum Gegenftande vollftändiger Lehrcurfe ge—

macht werden.

XXIII.

Befchlüffe des „Deutfchen Vereins für öffentliche Gefundheitspflege“

auf der Verfarnrnlung zu Breslau am 14. September 1886,

betreffend Städtereinigung.

1.

Jede gröfsere7 namentlich mit Wafferleitung ver-

forgte Stadt kann der geregelten Entwäfferung

durch eine unterirdifche Canalifation nicht entbehren,

da die Schmutzwaffer fo rafch als thunlich aus dem

Bereiche der Wohnungen entfernt werden müifen.

2.

Die Canäle fallen zur Aufnahme und ficheren

Abführung der gefammten Schmutzwaffer, einfchliefs-

lich der Clofetabgänge und des Regenwalfers, ge—

eignet fein, in fo weit nicht die örtlichen Verhält-

niffe die befondere Ableitung des Regenwaffers als

zweckmäfsig erfcheinen laffen.

3.

Die Reinigung der ftädtifchen Abwäffer vor

ihrer Zuführung in die Flufsläufe bleibt vor wie  

nach anzuftreben. Bei dem jetzigen Stande

der Technik erheblichen, mit jeder

Reinigung verbundenen Koften empfiehlt es fich

jedoch ,

und den

die Forderung der Reinigung nur in

denjenigen Fällen zu erheben, Wo gefund-

heitliche Mifsftände zu befürchten find oder

fonftige erhebliche Uebelftände lich fühlbar

machen, und nur in einem folchen Umfange,

als zur Befeitigung diefer Uebelftände ge-

boten ift. ‘

4.

Zur Unfchädlichmachung der ftädtifchen Schmutz

waffer und zur gleichzeitigen Verwerthung der in

denfelben enthaltenen Dungfioffe if’t bis jetzt die

Beriefelung von Feld- und Wiefenflächen das ge'

eignetfte Mittel.


